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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 11 AL 111/13 B 
 
L 1 AL 41/12 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 9 AL 173/10 (SG Koblenz) 
 
 
 
………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Dezember 2013 durch  

die Richter  Dr.  L e i t h e r e r   - als Vorsitzenden -,  Dr.  F i c h t e   

und M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 31. Juli 2013 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der allein vorgebrachte Zulassungsgrund einer grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) ist nicht in der 

nach § 160a Abs 2 S 3 SGG gebotenen Weise dargelegt. 

 

Grundsätzliche Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie 

eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder 

der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Ein 

Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung 

der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass diese 

Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb deren Klärung aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren 

eine Klärung dieser Rechtsfragen erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, 

muss die Beschwerdebegründung mithin eine konkrete Rechtsfrage aufwerfen, ihre (abstrakte) 

Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der angestrebten Entscheidung (so genannte 

Breitenwirkung) darlegen (vgl nur BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Darzustellen ist 

insbesondere der Schritt, den das Bundessozialgericht zur Klärung der Rechtslage im Allge-

meininteresse vorzunehmen hat (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Diesen Anforderungen genügt 

die Beschwerdebegründung vom 9.12.2013 nicht. 

 

Der Kläger wirft die Frage auf, "ob ein Arbeitsloser der Agentur für Arbeit zur Verfügung steht, 

wenn er sich tatsächlich nicht unter der bei der Agentur für Arbeit hinterlegten Adresse, sondern 

er sich unter einer ca. 500 Meter von der hinterlegten Adresse entfernt liegenden Adresse auf-

hält, für die Agentur für Arbeit aber jederzeit über sein Mobiltelefon oder seinen E-Mail-An-

schluss erreichbar ist, sein Vater unter der bei der Agentur für Arbeit hinterlegten Adresse täg-

lich die Post kontrolliert und diese noch am selben Tag an den Arbeitslosen weitergibt und auch 

dem zuständigen Briefträger, der den Arbeitslosen persönlich kennt, der geänderte Aufenthalts-

ort bekannt ist."  

 

Der Senat lässt dahinstehen, ob der Kläger mit einer derart auf seinen besonderen Fall zuge-

schnittenen Fragestellung eine Rechtsfrage mit Breitenwirkung aufwirft, die in einem etwaigen 

Revisionsverfahren in verallgemeinerungsfähiger Form beantwortet werden könnte (vgl zu die-

sem Erfordernis Senatsbeschluss vom 17.8.2009 - B 11 AL 192/08 B - Juris). Denn jedenfalls 

hat er deren - erneute - Klärungsbedürftigkeit nicht aufgezeigt. 

 

Zwar gibt der Kläger an, die höchstrichterlich bereits entschiedene Frage sei erneut klärungs-

bedürftig geworden, weil dieser Rechtsprechung in nicht geringfügigem Umfang widersprochen 

werde und sie "aufgrund der heutigen technischen Gegebenheiten und der ständigen Erreich-
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barkeit über Handy und Smartphone überholt" sei. Er versäumt es aber dazulegen, wo in Recht-

sprechung und/oder Lehre und in welcher Hinsicht der gefestigten höchstrichterlichen Recht-

sprechung - angeblich - widersprochen wird. Die allgemeine Behauptung eines solchen Wider-

spruchs, verbunden mit dem Hinweis auf eine Erreichbarkeit durch elektronische Kommunika-

tionsmittel sowie der Aussage, er, der Kläger, sei "nach wie vor der Auffassung, dass eine Er-

reichbarkeit nicht verlangt werden" könne, genügt den Darlegungserfordernissen des § 160a 

Abs 2 S 3 SGG nicht. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG).  

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 S 3 

SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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